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Beschluss  
des Bayerischen Landtags  
Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen:  
Gesetzentwurf der Staatsregierung  
Drs. 17/19628, 17/21184  
Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) 
……………………. 
Art. 39b  
Änderung weiterer Rechtsvorschriften 
……. 
(3) Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GVBl. S. 145) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  
1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen  

 
2. Art. 24 wird wie folgt geändert:  

a) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt:  
„(4) 1In Satzungen nach Abs. 1 Nr. 2 kann für Einrichtungen der Wasserversorgung be-stimmt werden, 
dass die Gemeinde berechtigt ist, elektronische Wasserzähler mit oder ohne Funkmodul einzusetzen 
und zu betreiben. 2In einem elektronischen Wasserzähler dürfen nur Daten gespeichert und 
verarbeitet werden, die zur Erfüllung der Pflichtaufgabe der Wasser-versorgung und zur 
Gewährleistung der Be-triebssicherheit und Hygiene der gesamten Wasserversorgungseinrichtung 
erforderlich sind. 3Die gespeicherten Daten dürfen nur ausgelesen und verwendet werden  
1. zur periodischen Abrechnung oder Zwi-schenabrechnung des Wasserverbrauchs und  

2. anlassbezogen, soweit dies im Einzelfall zur Abwehr von Gefahren für den ord-nungsgemäßen 
Betrieb der Wasserver-sorgungseinrichtung und zur Aufklärung von Störungen im 
Wasserversorgungsnetz erforderlich ist.  
4Jahresverbrauchswerte dürfen ferner zur Be-rechnung und Festsetzung der Gebühren für die 
Benutzung einer Abwasserbeseitigungs-einrichtung ausgelesen und verwendet wer-den. 

 

 

5Soll ein Wasserzähler mit Funkmodul 

eingesetzt werden, weist die Gemeinde den 

Gebührenschuldner und den Eigentümer des 

versorgten Objekts spätestens drei Wochen 

vorher in einer verständlichen und von ande- 

ren Informationen getrennten Form darauf hin, 

dass sie oder ein berechtigter Nutzer dem Be- 

trieb eines Wasserzählers unter Verwendung 

der Funkfunktion innerhalb einer Ausschluss- 

frist von zwei Wochen nach Zugang des Hin- 

weises jeweils unabhängig voneinander schrift- 

lich widersprechen können. 

6Übt einer der Berechtigten das Widerspruchsrecht 

fristgerecht aus, darf ein elektronischer Wasserzähler nicht 

unter Verwendung der Funkfunktion betrieben werden. 

7Die Sätze 5 und 6 finden keine Anwendung, soweit in einem 

versorgten Objekt mehrere Einheiten einen gemeinsamen 

Wasserzähler haben.“ 


